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§5
Rücknahme der Zulassung

(1) Die Zulassung ist zurückzunehmen, wenn dem Justi­
tiar mit eigener Praxis im Ergebnis eines Disziplinarverfah­
rens schwere oder wiederholte schuldhafte Verletzungen sei­
ner Berufspflichten nachgewiesen werden.

(2) Die Zulassung kann zurückgenommen werden, wenn
— nachträglich Umstände eintreten bzw. bekannt werden, 

die eine Zulassung ausgeschlossen hätten,
— der Justitiar wieder in ein festes Arbeitsrechtsverhältnis 

eintritt.
(3) Vor der Zurücknahme der Zulassung ist dem Justitiar 

Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

§6
Beendigung der Justitiartätigkeit

(1) Die freiberufliche Tätigkeit als Justitiar mit eigener 
Praxis endet mit dem Tod des Zulassungsinhabers, der Rück­
gabe oder Zurücknahme der Zulassung.

(2) Zur Rückgabe der Zulassung ist jeder Justitiar ohne 
Angabe von Gründen berechtigt. Die Rückgabe der Zulas­
sung ist dem Minister der Justiz mindestens vier Wochen 
vor der beabsichtigten Beendigung der Justitiartätigkeit an­
zuzeigen.

Dienstaufsicht

§7
(1) Die Justitiare mit eigener Praxis unterliegen der Dienst­

aufsicht des Ministers der Justiz.
(2) Zur Wahrnehmung der Dienstaufsicht kann der Mini­

ster der Justiz einen Beirat von Justitiaren mit eigener Pra­
xis bilden. Dem Beirat können Aufgaben zur Überprüfung 
von Beschwerden sowie zur Vorbereitung von Disziplinar­
verfahren übertragen werden.

§ 8
(1) Justitiare mit eigener Praxis, die schuldhaft Berufs­

pflichten verletzen, können disziplinarisch zur Verantwortung 
gezogen werden. Als Disziplinarmaßnahmen kommen der Ver­
weis, der strenge Verweis sowie die Zurücknahme der Zu­
lassung gemäß § 5 Abs. 1 in Betracht.

(2) Die Einleitung des Disziplinarverfahrens erfolgt durch 
den Minister der Justiz. Dem betroffenen Justitiar ist vor 
Einleitung und während des Disziplinarverfahrens Gelegen­
heit zur Stellungnahme zu geben. Die Disziplinarentsehei- 
dung bedarf der Schriftform und ist zu begründen.

(3) Ein Disziplinarverfahren ist nicht mehr einzuleiten, 
wenn seit der vorgeworfenen Pflichtverletzung mehr als ein 
Jahr vergangen ist.

(4) Verweis und strenger Verweis erlöschen mit Ablauf 
eines Jahres nach ihrem Ausspruch. Wird die Zulassung aus 
disziplinarischen Gründen zurückgenommen, kann der An­
trag auf Zulassung nach Ablauf eines Jahres, gerechnet vom 
Zeitpunkt der Rechtskraft der Rücknahme, erneut gestellt 
werden.

§9
Rechtsmittel

(1) Gegen Entscheidungen des Ministers der Justiz über 
die Versagung oder die Zurücknahme der Zulassung und ge­
gen Entscheidungen im Zusammenhang mit der Durchfüh­
rung von Disziplinarverfahren ist die Beschwerde zulässig.

(2) Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Wochen nach 
Zugang der Entscheidung schriftlich unter Angabe von Grün­
den beim Minister der Justiz einzulegen.

(3) Die Beschwerde führt zur erneuten Überprüfung der 
Sache innerhalb von vier Wochen. Der Beschwerdeführer hat 
das Recht, im Beschwerdeverfahren gehört zu werden.

§ 10
Zulässigkeit des Gerichtsweges

(1) Gegen Entscheidungen über die Versagung oder die 
Rücknahme der Zulassung kann der Betroffene, wenn seiner 
Beschwerde nicht abgeholfen wurde, innerhalb von zwei 
Wochen nach Zugang der Besch Werdeentscheidung Antrag 
auf Nachprüfung durch das Gericht stellen. Das Gericht kann 
in der Sache selbst entscheiden.

(2) Die Beschwerde gegen die Rücknahme der Zulassung 
sowie der Antrag auf gerichtliche Nachprüfung haben auf­
schiebende Wirkung.

(3) Für das Verfahren gelten die Bestimmungen des Ge­
setzes über die Zuständigkeit und das Verfahren der Ge­
richte zur Nachprüfung von Verwaltungsentscheidungen.

§11
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Veröffent­

lichung in Kraft.

Berlin, den 18. April 1990

Der Minister der Justiz
» Prof. Dr. sc. W ü n s t h e

Zweite Durchführungsbestimmung 
zur Verordnung über die Justitiare 

in der Deutschen Demokratischen Republik 
(Justitiar-V erordnung)

— Justitiargebührenordnung — 
vom 18. April 1990

Auf der Grundlage des § 8 der Verordnung vom 15. März 
1990 über die Justitiare in der Deutschen Demokratischen 
Republik (Justitiar-Verordnung) (GBl. I Nr. 18 S. 171) wird 
folgendes bestimmt:

§1
Geltungsbereich

Diese Durchführungsbestimmung regelt die Vergütung und 
die Erstattung von Auslagen der zugelassenen freiberuflich 
tätigen Justitiare. Sie ist auch auf die Vergütung und die 
Erstattung von Auslagen für die juristische Betreuung wei­
terer Unternehmen durch Justitiare eines Unternehmens ge­
mäß § 4 Abs. 2 der Justitiar-Verordnung anzuwenden.

§2
Vergütung und Erstattung von Auslagen 

des freiberuflich tätigen Justitiars
Auf die Vergütung und die Erstattung von Auslagen des 

freiberuflich tätigen Justitiars sind die Regelungen über die 
Gebühren und die Erstattung von Auslagen der Rechtsan­
wälte1 anzuwenden.

§3
Inkrafttreten

Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Veröffent­
lichung in Kraft.

Berlin, den 18. April 1990

Der Minister der Justiz
Prof. Dr. sc. W ü n s c h e

1 Anordnung vom 1. Februar 1982 über die Gebühren für die Tätig­
keit der Rechtsanwälte — Rechtsanwaltsgebührenordnung (RAGO) — 
(GBl. I Nr. 9 S. 183)
Grundsätzliche Feststellung Nr. 6/1963 vom 18. Juli 1963 über die Rege­
lung der Gebühren und Auslagen des Kollegiums der Rechtsanwälte 
in Verfahren vor dem Staatlichen Vertragsgericht (Verfügungen und 
Mitteilungen des Staatlichen Vertragsgerichts Nr. 5)


